
Das Kreisgericht stellt in seinen Urteilsgründen fest, daß die 
Beklagte wohl in der Lage sei zu arbeiten und daß der vom 
Kläger 1% Jahre gezahlte Unterhaltsbeitrag angemessen sei, 
um die Beklagte wieder wirtschaftlich selbständig zu machen, 
so daß bei }hren Kenntnissen als Weißnäherin und Verkäuferin 
eine Gefährdung ihres Lebensunterhalts durch Wegfall des Un­
terhaltsbeitrages des Klägers nicht zu erwarten sei.

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte Berufung eingelegt und 
beantragt, das angefochtene Urteil aufzuheben und die Klage 
abzuweisen. Unter Wiederholung ihres erstinstanzlichen Vor­
bringens trägt die Beklagte zur Begründung vor:

Sie wolle kein Faulenzerleben führen, vielmehr sei sie an 
Arbeit gewöhnt und habe lediglich die für sie zuträgliche und 
geeignete Arbeit bisher noch nicht gefunden. Der abgeschlos­
sene Vergleich sei befristet und beinhalte deshalb keine 
dauernde Unterhaltsverpflichtung des Klägers, sondern nur ein 
Uberbrückungs- und Ubergangsgeld; derartige Zahlungen seien 
nach der herrschenden Rechtsprechung durchaus berechtigt 
und statthaft. Bei der Bemessung der Unterhaltsrente sei ein 
monatlicher Nettoverdienst des Klägers von 340 DM zugrunde 
gelegt worden, während der Kläger jetzt ein Nettoeinkommen 
von monatlich 590 DM habe.

Der Beklagte hat beantragt, die Berufung zurückzuweisen.

Aus den G r ü n d e n :
In der vorstehenden Sache ist nicht entscheidend, in­

wieweit die Beklagte Arbeit aufnehmen kann bzw. eine 
solche Arbeitsaufnahme schuldhaft versäumt hat, son­
dern ob der zwischen den Parteien abgeschlossene Ver­
gleich dem Prinzip der Gleichberechtigung der Frau 
und ihrer Pflicht, ihren Unterhalt selbst zu bestreiten, 
widerspricht. Dieses Prinzip und die sich daraus erge­
bende Arbeitspflicht der Beklagten hatte bereits Gel­
tung, als die Parteien den umstrittenen Vergleich wäh­
rend ihres schwebenden Eheprozesses abschlossen. Der 
Wille der vergleichschließenden Parteien kann deshalb 
nur so ausgelegt werden, daß der Kläger der Beklag­
ten ein Überbrückungsgeld zahlen wollte, um ihr den 
Eintritt in eine berufliche Tätigkeit, ganz gleich wel­
cher Art, zu erleichtern und der Beklagten für die Zeit 
der Einarbeitung in einen neuen Beruf eine zusätzliche 
finanzielle Unterstützung zu gewähren...

Der Kläger hat eine Verpflichtung übernommen, die 
nach Auffassung des Senats nicht als sittenwidrig an­
zusehen ist, wobei noch hervorgehoben werden muß, 
daß von den Gerichten der Deutschen Demokratischen 
Republik in vielen Fällen geschiedenen Ehefrauen für 
eine gewisse Zeit Unterhalt zugebilligt wird, um ihnen 
den Eintritt in das Berufsleben zu erleichtern. Die da­
her im Vergleich auf die Dauer von zwei Jahren be­
fristete Unterhaltszahlung kann keinesfalls — unter 
Berücksichtigung des der Beklagten zustehenden 
Rechts, sich eine Arbeit zu suchen, die ihren Fähigkei­
ten und ihrem Gesundheitszustand entspricht und die 
ihr gleichzeitig auch Entwicklungsmöglichkeiten bietet 
— als von langer Dauer und damit dem Prinzip der 
Gleichberechtigung der Frau widersprechend angesehen 
werden.

§ 72 EheG.
Wenn sich ein Ehemann im Wege, des Vergleichs ver­

pflichtet, seiner nicht mehr voll arbeitsfähigen Ehefrau 
nach langjähriger Ehe für den Fall der Scheidung 
Unterhalt zu gewähren, so verstößt er damit nicht 
gegen die Grundsätze unserer Gesellschaftsordnung, 
selbst wenn er bei Abschluß des Vergleichs von der 
irrigen Voraussetzung ausgegangen ist, damit die Ehe­
scheidung beschleunigen zu können.

BG Schwerin, Urt. vom 3. Dezember 1953 — 
1 S 142/553.

Der Kläger hatte im April 1950 Klage auf Scheidung seiner 
mit der Beklagten im Jahre 1923 geschlossenen Ehe erhoben. 
Diese Klage wurde durch Urteil des früheren Amtsgerichts P. 
vom 19. Januar 1951 abgewiesen. Hiergegen hatte der Kläger 
bei dem früheren Landgericht N. Berufung eingelegt und sich 
im Laufe des Berufungsverfahrens vergleichsweise für den 
Fall der Scheidung verpflichtet, nach der Scheidung der Ehe 
an die Beklagte eine monatliche Unterhaltsrente von 100 DM 
zu zahlen. Nachdem der Rechtsstreit im Zuge der Neuorgani­
sation des Gerichtswesens auf das Bezirksgericht Schwerin 
übergegangen und die noch vom früheren Landgericht N. be­
schlossene weitere Beweisaufnahme durchgeführt war, wurde 
die Ehe der Parteien durch Urteil des Bezirksgerichts Schwerin 
vom 12. Februar 1953 zur überwiegenden Schuld der Beklagten 
geschieden.

Der Kläger hat im ersten Rechtszuge des vorliegenden 
Rechtsstreits geltend gemacht, er habe den Vergleich vom 
22. Januar 1951 „unter dem Druck der Verhältnisse“ abge­
schlossen, weil er gehofft habe, durch seine Verpflichtungs­
erklärung eine schnellere Scheidung herbeiführen zu können. 
Im übrigen verstoße der Vergleich nicht nur gegen die guten 
Sitten, sondern auch gegen ein gesetzliches Verbot und sei

daher nach §§ 138 und 134 BGB nichtig. Die im Urteil des 
Obersten Gerichts der Deutschen Demokratischen Republik 
vom 24. November 1952 (NJ 1953 S. 51) zum Ausdruck gebrach­
ten Gesichtspunkte träfen auch auf den vorliegenden Fall zu. 
Nach dem Grundsatz der Gleichberechtigung von Mann und 
Frau habe auch die Frau ihre Arbeitskraft dem Aufbau und 
der Erfüllung des Wirtschaftsplanes zur Verfügung zu stellen 
und könne im Falle der Scheidung auch bei Alleinverschulden 
des Mannes nicht auf dessen Unterhaltspflicht spekulieren.

Der Kläger hat beantragt festzustellen, daß er nicht mehr 
verpflichtet ist, die sich aus dem Vergleich vom 22. Januar 
1952 ergebenden Unterhaltszahlungen an die Beklagte zü 
leisten.

Die Beklagte ist dem Vorbringen des Klägers entgegen­
getreten und hat geltend gemacht, sie sei bereits bei Ver­
gleichsabschluß nicht mehr voll arbeitsfähig gewesen. Zum 
Nachweis hierfür hat sie die Abschrift eines während des Ehe­
scheidungsprozesses erstatteten ärztlichen Zeugnisses vom 
18. Mai 1950 vorgelegt.

Auf Auflage des Kreisgerichts hat sie ferner eine amtsärzt­
liche Bescheinigung vom 19. August 1953 vorgelegt, wonah 
ihre Erwerbsminderung mit 55 Prozent beurteilt wird. Für 
Arbeiten im Sitzen wurde sie für geeignet befunden.

Durh Urteil des Kreisgerihts vom 5. Oktober 1953 wurde die 
Klage abgewiesen.

Hiergegen hat der Kläger Berufung eingelegt.

Aus den G r ü n d e n :
Die Berufung ist zulässig, form- und fristgemäß ein­

gelegt, aber nicht begründet.
Der Vergleich wurde nach fast zweijähriger Dauer 

des Ehescheidungsprozesses geschlossen, und zwar — 
wie der Kläger im ersten Rechtszuge vorgetragen hat 
— unter dem Druck der Verhältnisse, den er in der 
Klageschrift vom 14. August 1953 dahin erläutert hatte, 
er habe gehofft, durch seine Verpflichtungserklärung 
eine schnellere Scheidung herbeiführen zu können. 
Hierbei handelt es sich um einen bloßen Irrtum im 
Beweggrund, der unbeachtlich ist.

Der Vergleich ist nicht deshalb unwirksam, weil er 
etwa dazu dienen sollte, die Scheidung zu erleichtern, 
denn § 72 EheG läßt eine Vereinbarung über die Unter­
haltspflicht zu, wenn sie die Scheidung erleichtert oder 
ermöglicht hat, es sei denn, daß damit gegen den 
Grundsatz der Gleichberechtigung von Mann und Frau 
und die sich daraus ergebenden Pflichten verstoßen 
würde, z. B. wenn der Frau ein müheloses Einkommen 
gesichert wird, obwohl sie zu zumutbarer Arbeit in der 
Lage wäre. Dies ist hier nicht der Fall. Im übrigen ist 
nichts dafür ersichtlich, daß im Zusammenhang mit der 
Unterhaltsvereinbarung ein nicht oder nicht mehr be­
stehender Scheidungsgrund geltend gemacht worden ist, 
was ohne weiteres Nichtigkeit des Vergleichs zur Folge 
gehabt hätte. Die Beklagte hat vor Vergleichsabschluß 
die Zurückweisung der Berufung, hilfsweise Mitschuld­
erklärung des Klägers beantragt und ist bei diesen An­
trägen auch nach Vergleichsabschluß verblieben, hat 
sich also der Scheidung auch weiterhin widersetzt. 
Selbst wenn sie nach der Verpflichtungserklärung des 
Klägers ihren Widerstand gegen die Scheidung der Ehe 
aufgegeben hätte, wäre der Vergleich nicht rechtsun­
wirksam gewesen.

Es kann daher lediglich noch auf die Klärung der 
Frage ankommen, ob der Vergleich aus sonstigen Grün­
den unwirksam ist. Mit der in der Verfassung der 
Deutschen Demokratischen Republik erfolgten Fest­
legung der Gleichberechtigung von Mann und Frau hat 
jeder Bürger, also auch die Frau, die Verpflichtung, 
seine Arbeitskraft dem Aufbau und der Erfüllung des 
Wirtschaftsplanes zur Verfügung zu stellen, und hat 
deshalb auch die gesellschaftliche Pflicht, einen Beruf 
auszuüben bzw. sich gegebenenfalls eine Berufsausbil­
dung zu erwerben. Es würde daher einen Verstoß 
gegen diese gesellschaftliche Pflicht darstellen, wenn 
der geschiedenen Frau durch den Vergleich Geldmittel 
zur Verfügung gestellt würden, die ihren Lebensunter­
halt gewährleisten, obwohl sie ihre Bedürfnisse mit 
den Erträgen einer ihrem Lebensalter, ihrem Gesund­
heitszustand und ihren Fähigkeiten entsprechenden 
Arbeit selbst decken könnte.

Dies war und ist aber bei der Beklagten nicht der 
Fall. Wie aus der vorgelegten ärztlichen Bescheinigung 
vom 18. Mai 1950 eindeutig hervorgeht, litt sie damals 
an den Folgen einer Unterleibsentzündung und einer 
Senkung der Unterleibsorgane. Die hierdurch hervorge­
rufenen Beschwerden haben laut ärztlicher Bescheini­
gung des Dr. med. Sch. von der Kreispoliklinik P. vom 
12. August 1953 auch jetzt noch bestanden. Abgesehen 
davon leidet die Beklagte — wie die amtsärztliche Be­
scheinigung vom 19. August 1953 ergibt — an ungenü-
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